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2 2 2 . Protokoll zum Vertrag zwischen der Republik Österreich und der Bundesrepublik Deutsch-
land zur Regelung vermögensrechtlicher Beziehungen
(NR: GP XIII RV 689 AB 774 S. 73. BR: AB 954 S. 322.)

2 2 3 . Abkommen zwischen dem Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie und dem
Bundesminister für Finanzen der Republik Österreich einerseits und dem
Minister für Handel und Industrie der Republik Korea andererseits über die
Anerkennung von Zeugnissen über den Ursprung und die handwerkliche Her-
stellung von Waren für Zwecke der zollfreien oder zollermäßigten Einfuhr
nach Österreich

222.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

P r o t o k o l l

zum Vertrag vom 15. Juni 1957

zwischen

der Republik Österreich und der Bundes-
republik Deutschland zur Regelung ver-

mögensrechtlicher Beziehungen *)
In dem Wunsche, die Durchführung des Ver-

trages zwischen der Republik Österreich und der
Bundesrepublik Deutschland zur Regelung ver-
mögensrechtlicher Beziehungen vom 15. Juni
1957 (im folgenden als „Vermögensvertrag" be-
zeichnet) abzuschließen, haben die Republik
Österreich und die Bundesrepublik Deutschland
folgendes vereinbart:

Artikel 1

Streitigkeiten im Sinne des Artikels 99 des
Vermögensvertrages können nur noch innerhalb
einer Ausschlußfrist von drei Monaten nach In-
krafttreten dieses Protokolls dem Schlichtungs-
ausschuß unterbreitet werden.

Artikel 2

Die Ständige Kommission und mit ihr der
Schlichtungsausschuß sind mit Erledigung des
letzten beim Schlichtungsausschuß anhängigen
Verfahrens aufgelöst.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 119/1958

Artikel 3

Streitigkeiten, die sich aus der Ablehnung von
Begehren auf Übertragung von Vermögen er-
geben und die dem Schlichtungsausschuß nach
Maßgabe dieses Protokolls nicht mehr zu unter-
breiten sind, können von demjenigen, der das
Begehren gestellt hat, nur noch innerhalb einer
Ausschlußfrist von sechs Monaten nach Empfang
einer ablehnenden Erklärung des österreichischen
Bundesministeriums für Finanzen bei einem Ge-
richt oder einer sonst zuständigen Behörde an-
hängig gemacht werden.

Artikel 4

Die Gerichte oder sonst zuständigen Behörden
der beiden Vertragsstaaten haben im Verfahren
über Streitigkeiten der in Artikel 99 des Ver-
mögensvertrages genannten Art den Artikel 110
dieses Vertrages nur noch innerhalb einer Frist
von sechs Monaten nach Inkrafttreten dieses Pro-
tokolls anzuwenden.

Artikel 5

Die im Teil V des Vermögensvertrages enthal-
tenen besonderen Verfahrensvorschriften sind
von den Gerichten oder sonst zuständigen Be-
hörden der beiden Vertragsstaaten auf diejenigen
Streitigkeiten nicht mehr anzuwenden, die nach
Maßgabe dieses Protokolls dem Schlichtungsaus-
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schuß und dem Schiedsgericht nicht mehr unter-
breitet werden können.

Artikel 6

(1) Das Schiedsgericht wird zwölf Monate nach
dem Inkrafttreten dieses Protokolls aufgelöst.
Falls zwei Monate vor Ablauf dieser Frist noch
Verfahren bei dem Schiedsgericht anhängig sind,
können die Regierungen der beiden Vertrags-
staaten vereinbaren, daß das Schiedsgericht seine
Tätigkeit für längstens weitere sechs Monate
fortsetzt.

(2) Verfahren, die bei Auflösung des Schieds-
gerichts bei diesem noch nicht erledigt sind, gehen
in der Lage, in der sie sich befinden, wieder in
die Zuständigkeit des Gerichts oder der sonst
zuständigen Behörde über, die das Schiedsgericht
befaßt hatte.

Artikel 7

Unabhängig von der Auflösung des Schlich-
tungsausschusses nimmt dessen Geschäftsstelle die
Aufgaben der Geschäftsstelle des Schiedsgerichts
(Artikel 113 des Vermögensvertrages) bis zur Be-
endigung der Tätigkeit des Schiedsgerichts wahr.

Artikel 8

Dieses Protokoll gilt auch für das Land Berlin,
sofern nicht die Regierung der Bundesrepublik
Deutschland gegenüber der Regierung der Repu-
blik Österreich innerhalb von drei Monaten nach
Inkrafttreten des Protokolls eine gegenteilige
Erklärung abgibt.

Artikel 9

(1) Dieses Protokoll bedarf der Ratifizierung;
die Ratifikationsurkunden sollen so bald wie
möglich in Bonn ausgetauscht werden.

(2) Dieses Protokoll tritt zwei Monate nach
Austausch der Ratifikationsurkunden in Kraft.

ZU URKUND dessen haben die beiderseitigen
Bevollmächtigten dieses Protokoll unterzeichnet
und mit Siegeln versehen.

GESCHEHEN in zwei Urschriften zu Wien,
am 22. Feber 1973.

Für die Republik Österreich:
Kirchschläger m. p.

Für die Bundesrepublik Deutschland:
Schirmer m. p.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifika-
tionsurkunde wurde am 6. März 1975 ausgetauscht; das Protokoll tritt gemäß seinem Art. 9 Abs. 2
am 6. Mai 1975 in Kraft.

Kreisky

(Übersetzung)

A b k o m m e n

zwischen dem Bundesminister für Handel,
Gewerbe und Industrie und dem Bundes-
minister für Finanzen der Republik Öster-

reich einerseits

und dem Minister für Handel und Industrie
der Republik Korea andererseits

über die Anerkennung von Zeugnissen über
den Ursprung und die handwerkliche Her-
stellung von Waren für Zwecke der zollfreien
oder zollermäßigten Einfuhr nach Österreich

Artikel 1

Der Minister für Handel und Industrie der
Republik Korea bestätigt, daß zur Ausstellung
von Zeugnissen über den Ursprung und die hand-
werkliche Herstellung von Waren für Zwecke
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der zollfreien oder zollermäßigten Einfuhr nach
Österreich folgende Stellen ermächtigt sind:

A) „Industrial Advancement Administration"
B) „Pusan Office, Ministry of Commerce and
Industry"

Artikel 2

(1) Die Zeugnisse über den Ursprung und die
handwerkliche Herstellung entsprechen — vor-
behaltlich der Bestimmungen des Abs. 2 — nach
Inhalt und Form dem für Zwecke des Allge-
meinen Präferenzsystems verwendeten Form-
blatt A.

(2) Die Zeugnisse enthalten folgende zusätzliche
Feststellung:

a) Zusätzliche Erklärung des Ausführers (in
Spalte 7 des genannten Formblattes):
„Alle oben genannten Waren sind hand-
werklich hergestellte Waren."

b) Bescheinigung der im Artikel 1 genannten
ermächtigten Stellen (in Spalte 4):
„Hiemit wird auf Grund der durchge-
führten Kontrollen bescheinigt, daß die in
diesem Zeugnis beschriebenen Waren hand-
werklich hergestellte Waren gemäß dem
Abkommen zwischen Österreich und der
Republik Korea sind.

Ort und Datum, Unterschrift und Stempel
der bescheinigenden Stelle"

(3) Als handwerklich hergestellte Waren wer-
den Waren verstanden, die überwiegend von
Hand oder nur unter Verwendung von aus-
schließlich durch Hand- oder Fußantrieb bedien-
ten Maschinen oder Geräten hergestellt worden
sind. Die Verwendung von maschinell erzeugten
Rohmaterialien schließt grundsätzlich handwerk-
lich hergestellte Waren von den nach österreichi-
schem Recht eingeräumten Begünstigungen nicht
aus.

Artikel 3

Der Minister für Handel und Industrie der
Republik Korea wird jede Änderung bezüglich
der im Artikel 1 genannten Stellen dem Bundes-
minister für Finanzen der Republik Österreich
bekanntgeben.

Artikel 4

Der Minister für Handel und Industrie der
Republik Korea leistet bei der Prüfung der
Richtigkeit und Ordnungsmäßigkeit der Zeug-
nisse den österreichischen Behörden über deren
Ersuchen Verwaltungshilfe.

Artikel 5

Dieses Abkommen tritt sechs Wochen nach
Unterzeichnung in Kraft; es wird auf die Dauer
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von zwei Jahren abgeschlossen. Seine Gültigkeit
verlängert sich jeweils um ein weiteres Jahr, so-
fern sie nicht durch eine der Vertragsparteien
sechs Monate vor Ablauf der Frist schriftlich
auf diplomatischem Weg gekündigt wird.

GESCHEHEN in Wien, am 14. März 1975,
in zwei Urschriften in englischer Sprache.

Für den Bundesminister für Handel, Gewerbe
und Industrie:

Dr. Rudolf Willenpart m. p.
Ministerialrat

Für den Minister für Handel und Industrie der
Republik Korea:

Pyo-Wook Han m. p.
Botschafter

Für den Bundesminister für Finanzen:

Dr. Franz Manhart m. p.
Ministerialrat

Das vorliegende Abkommen tritt gemäß seinem Art. 5 am 25. April 1975 in Kraft.

Kreisky


